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Sind Klimaanlagen Virenschleudern?
Leser fragen - Experten antworten Fachverband hält Übertragung für nahezu ausgeschlossen. Finanzamt ist verpflichtet, Steuererklärung einzufordern

Von Ingo Glase und Sibylle Göbel

Erfurt. Die Corona-Pandemie hat
weitreichende Folgen für nahezu je-
den Lebensbereich. Für unsere Le-
ser ergeben sich daraus viele Fra-
gen, um deren Beantwortung wir
Experten bitten:

Kann das Corona-Virus durch Kli-
maanlagen übertragen werden?
Der Fachverband Gebäude-Klima
teilt dazu mit: Nach aktuellem
Kenntnisstand werden Coronavi-
ren durch Tröpfcheninfektion ver-
breitet. Die Übertragung via Lüf-
tungs- beziehungsweise Klimaanla-
gen sollte deshalb nahezu ausge-
schlossenwerden können.Über die
Außenluft- und Zuluftleitungen

nenfalls vor und nach der regulären
Nutzungszeit zu verlängern.

Mein Vater ist im Dezember 2019
verstorben. Jetzt sollen wir seine
Steuererklärung für die vergange-
nen fünf Jahre abgeben – innerhalb
von 14 Tagen. Muss das unbedingt
jetzt sein, wo fast alle Institutionen
kaum besetzt sind? Wie sollen wir
denn so schnell die ganzenUnterla-
gen zusammenbekommen?
Uwe Büchner vom Thüringer Fi-
nanzministerium: Die Finanzämter
sind gesetzlich verpflichtet, Steuern
gleichmäßig und einheitlich festzu-
setzen und zu erheben. Nach die-
sem Grundsatz ist eine Steuerfest-
setzung stets zu prüfen, wenn dem
Finanzamt Informationen darüber

bekannt werden, dass jemand
steuerpflichtige Einkünfte erzielt
hat und bislang keine entsprechen-
deSteuererklärungvorliegt, obwohl
hierzu – aufgrund der Art und/oder
Höhe der Einkünfte – eine gesetzli-
che Erklärungspflicht besteht. Die
Erklärungspflicht eines Verstorbe-
nen geht im Rahmen der Gesamt-
rechtsnachfolge auf den oder die
Erben über. Das Finanzamt ist mit-
hin berechtigt und verpflichtet, aus-
stehende Erklärungen eines ver-
storbenen Steuerpflichtigen von
dem/n Gesamtrechtsnachfolger(n)
anzufordern. Das Finanzamt hat
dabei sowohl steuer- als auch zivil-
rechtlicheBestimmungenzubeach-
ten. Üblicherweise werden ausste-
hende Erklärungen mit einer Frist

von vier bis sechs Wochen angefor-
dert. Allerdings berücksichtigen
diese regulären Fristen nicht die be-
sonderen Umstände der aktuellen
Corona-Situation. Ich empfehle Ih-
nen daher, bei Ihrem Finanzamt in-
nerhalb der gesetzten Frist einen
Antrag auf Fristverlängerung für die
Abgabe der angeforderten Steuer-
erklärungen zu stellen. In diesem
Zusammenhang sollten Sie bitte
kurz die konkreten „coronabeding-
ten“ Schwierigkeiten benennen.
Sollte Ihr Vortrag nachvollziehbar
sein, wird das Finanzamt Ihnen an-
gemessene Fristen zur Abgabe der
Erklärungen einräumen.

Haben auch Sie Fragen: Mailen sie uns
an: corona@thueringer-allgemeine.de

können aufgrund der eingebauten
Filter ohnehin keine Tröpfchen, die
das Coronavirus enthalten könn-
ten, in die Räume eingetragen wer-

den. Zudem wird empfohlen, Räu-
me mit einem möglichst hohen
Außenluftanteil zu lüften und die
Betriebszeiten der Anlagen gegebe-

Klimaanlagen verbreiten keine Tröpfchen mit Coronaviren – da ist sich der
Fachverband Gebäude-Klima ziemlich sicher. FOTO: PHOTOGRAPHY33 / IMAGO

Was hat denn Corona mit der DDR zu tun?
Gastbeitrag Angeblich kommen Ostdeutsche wegen ihrer Erfahrungen besser mit der Krise zurecht. Unser Autor sieht das anders

Von Raj Kollmorgen

Das kenne ich aus der DDR,
hört man von Leuten im Ver-

such, die gegenwärtige Versor-
gungslage zu beschreiben. Im Ta-
gesspiegel vom 18. März 2020 lese
ich: „Wende-Erfahrungen der Ost-
deutschen helfen in der Krise“. Von
Yana Milev, einer Kultursoziologin,
wird die These berichtet, dass es im
„Gesellschaftsumbauzwischen1990
und 1994 … ähnlich gewesen (sei)
wie jetzt“. Eine „Strategie der Täu-
schung und Tarnung“ lasse sich da-
mals wie heute als „zentrale Regie-
rungsstrategie“ identifizieren (Blog
„Das mediale Erbe der DDR“).
Man reibt sich die Augen. Woher

und warum diese Vergleiche? Was,
so fragt man sich, haben die Coro-
na-Pandemie und ihre gesellschaft-
lichen Herausforderungen mit der
DDR, den Transformationserfah-
rungen Ostdeutscher oder der Ver-
einigungspolitik nach 1990 zu tun?
Ich fürchte deutlich weniger, als es
denProtagonistendieserDeutungs-
angebote lieb sein wird. Zugleich
haben die zitierten Thesen viel, ja
geradezu unheimlich viel mit dem
Umbruch 1989 und der Vereini-
gungsgeschichte zu tun.
Um dieses offenkundige Paradox

begreifbar zumachen, lohnt es sich,
die zwei angesprochenen Behaup-
tungs- beziehungsweise Deutungs-
stränge etwas genauer zu betrach-
ten. Im ersten Strang wird eine Er-
fahrungsparallelität zwischen dem
DDR-Alltagsleben und den pande-
misch verursachten Lebensbedin-
gungen unterstellt. „Kein Obst und
Gemüse in den Regalen, lange
Schlangen vor Ämtern und Ge-
schäften, keine Reisefreiheit – will-
kommen in der DDR! Was viele
Menschen in der Corona-Krise erst-
mals als Entbehrung erleben, war
Alltag für Millionen Menschen.“
(Robert Ide im Tagesspiegel vom
18. März 2020).
Ganz ähnlich beschreibt Judith

Schalansky, eine in der DDR gebo-
rene und von mir hoch geschätzte
Schriftstellerin, vor wenigen Tagen
denErfahrungstransfer: „Sicherlich
liegt es daran, dass ich in der DDR
geboren bin, dass mir leere Super-
marktregale, rationierte Lebensmit-
tel, lange Schlangen und geschlos-
sene Grenzen ebenso vertraut
sind.“ (Süddeutsche Zeitung vom
31. März 2020).

Diese Aussagen sind doppelt
verstörend. Zum einen war

Robert Ide im Jahr der friedlichen
Revolution erst 14 und Judith Scha-
lansky gerade einmal neun Jahre alt,
sodass für beide von einem „Ver-
trautsein“ mit der staatssozialisti-
schen Plan- und Mangelwirtschaft
nicht gut gesprochen werden kann.
Den Beweis dafür liefern sie auch
umgehend. Denn weder gab es in
der DDR der 1980er-Jahre „kein
Obst und Gemüse in den Regalen“
noch (als allgemeine Erscheinung)

„rationierte Lebensmittel“. Die Be-
schreibungen Ides und Schalanskys
haben wenig mit eigenem Erleben
und Realitätserkenntnis zu tun.
Vielmehr entfaltet sich in ihnen die
Macht des herrschenden Erinne-
rungsdiskurses über die späte DDR.
Ein Diskurs, der die staatssozialisti-
schePlanwirtschaft als vollkommen
gescheiterte Alternative zur sozia-
len Marktwirtschaft stilisiert, ein-
schließlich des Zerrbildes eines um-
fassendenKonsummangelsamRan-
de einer systematischen Unterver-
sorgung oder gar Unterernährung.
Kaum weniger verstörend ist die

Annahme, dass mit diesem Bild des
Konsums in derDDRdie gegenwär-
tige pandemische Lage sinnvoll ver-
glichen und dadurch begriffen wer-
den könne. Nicht nur, dass es heute
offensichtlich nicht wenige Läden
mit geringem Warenangebot, son-
dern viele volle, aber geschlossene
Läden gibt. Diejenigen Geschäfte,
die offen gehalten werden, zeigen –
abgesehen von einer Handvoll Wa-
ren – keinerlei Angebotseinschrän-
kung. Vom weiter florierenden On-
linehandel will ich gar nicht reden.
Mir erscheint es grandios oder rich-
tiger: konsumistisch fehlgeleitet, die
jetzige Lebensmittel-Versorgungsla-
ge mit irgendeinem ernsthaften
Mangel oder substanziellen Ver-
zicht inVerbindungzubringen.Wer
einen solchen erleben will, möge
bitte, sobald es wieder erlaubt ist,
nach Venezuela, Sambia oder Kuba
fahren und sich dort in den Ge-
schäften umschauen.

Der zweite Deutungs- und Be-
hauptungsstrang setzt an den

Umbruch- und Transformationser-
fahrungen der Ostdeutschen an
und bescheinigt ihnen zunächst
einen Vorteil im Umgang mit der
Pandemie. Ältere Ostdeutsche sei-
en, formuliert Sachsen-Anhalts Mi-
nisterpräsident Reiner Haselhoff in
der Welt vom 30. März, „sturmer-
probt, was Ausnahmesituationen
betrifft“ und improvisationsfähiger
als dieWestdeutschen.Ostdeutsche
verfügen über die „Erfahrung, dass
manhartePhasenüberstehenkann.
Wir haben hier viele Hochs und
Tiefs erlebt.Und vieleKrisen bewäl-
tigt“. So so. Und dieWestdeutschen
erleben seit 1949 nur eitel Sonnen-
schein, baden im Wohlstand und
kennen weder politische Krisen
nochhartenwirtschaftlichenStruk-
turwandel mit Massenarbeitslosig-
keit und Verarmungsprozessen.
Basierten diese Urteilsbildungen

nicht auf sozial erzeugterWahrneh-
mungsverzerrung und tiefsitzenden
Anerkennungsdefiziten gegenüber
Ostdeutschen,müssteman laut auf-
lachen. Sicher haben nach 1989/90
im Osten weit mehr Menschen, da-
bei rasanter und radikaler, einen
Bruch ihrer System- und Lebens-
welten erlebt und vielfach auch er-
litten, als es imWesten, selbst in den
bekannten Problemregionen (wie
dem Ruhrpott) der Fall war. Den-

wie an ziviler und solidarischer
Selbstorganisation abverlangte. Die
von Haselhoff und Ide geäußerte
Überzeugung, dass es eher die Ost-
als die Westdeutschen seien, die
nichtnurwegenderUmbrucherfah-
rung, sondern auch kraft ihrer „Im-
provisationskunst“, ihrer „Beson-
nenheit undSolidarität“ sowie ihres
„Optimismus“ die Corona-Krise be-
wältigen könnten, bleibt daher in
dieser Globalität und Exklusivität
sachlich unbegründet und schlicht
falsch.

Woher und wieso dann aber
diese starke These? Die Be-

tonung ostdeutscher Krisen- und
Brucherfahrungen sowie daraus re-
sultierender vorteilhafter Hand-
lungskompetenzen antwortet expli-
zit auf den herrschenden Diskurs
nicht nur einer Generalabwertung
der DDR, sondern auch Ostdeut-
scher und Ostdeutschlands nach
1989/90. Damals, nach dem „Bei-
tritt“, waren sie die Unwissenden,
Erfahrungsarmen, Unfähigen und
Hilfebedürftigen, die angesichts der
massiven Hilfe des Westens nicht
ständig „jammernd“ auf ihre Verun-
sicherungenundLebensbrücheauf-
merksam machen sollten. Diese
Missachtungen und Kränkungen
sind nicht vergessen.
Jetzt, in einer neuen globalen Kri-

se kann das Verhältnis scheinbar
umgedreht werden. Wir, die Ost-
deutschen, sind nicht nur die Man-
gel- und Abschottungserprobten,
sondern auch die Krisenerfahrenen
und Transformationskompetenten.
Schaut auf uns und lernt, wie eine
tiefe Krise zu meistern ist. Es han-
delt sich mithin um den Versuch
eines Gegendiskurses, einer Argu-
mentations- undMachtumkehr,wo-
bei durchaus ähnliche Bemühun-
gen auch schon in früheren Krisen
zu beobachten waren.
Grundsätzlich sind solche Ände-

rungsversuche diskursiver und da-
mit auch politischer Machtverhält-
nisse nicht nur verstehbar, sondern
auch legitim. Wer andauernd Miss-
achtung wahrnimmt, darf und soll
sich wehren.
Problematischwird es aber dann,

wenn die Argumentationen des al-
tenDiskurses lediglichaufdenKopf
gestellt werden, so dass nun nicht
länger dieOstdeutschen die Schwa-
chen sind, sondern samt und son-
ders die Transformationserfahre-
nen, Besonnenen, Fähigen und So-
lidarischen – auchwenn das jetzt so
wenig wahr ist wie vordem die Zu-
schreibung einer Unfähigkeit,
Schwäche und Jammerei bei allen
Ostdeutschen. Das beendet nicht
etwa die deutsch-deutschen Vor-
urteile und Ungleichheiten, son-
dern befestigt sie weiter.
Problematisch ist an diesem

Gegendiskurs aber auch, dass er da-
zu neigen muss, gesellschaftliche
KrisenundUmbrücheherbeizuseh-
nenoderdochalle strukturellenDy-
namiken als solche zu diagnostizie-

ren, weil die Ostdeutschen dieser
Argumentation gemäß hier in
ihrem Element und im Vorteil sind.
So nachvollziehbar diese Neigung
auch sein mag, sie ist – weil wahr-
nehmungsdeformierend – gefähr-
lich, und sie tendiert zum Populis-
mus, der Krisen und „Ausnahmesi-
tuationen“ liebt.

Allerdings ist auch hier ein über-
raschendes Paradox beobacht-

bar. Denn so sehr derGegendiskurs
das Suchen und Finden von Krisen
und Transformationen verlangt, da
sie das Feuer sind, in dem die Ost-
deutschen zu den neuen Siegern ge-
schmiedet werden, so sehr fürchten
viele Ostdeutsche zugleich weitere
radikale Umwälzungen. Denn es
waren jene Krisen und Umbrüche
in den letzten 30 Jahren, die sie – in
ihrer Wahrnehmung – immer wie-
der als Verlierer zurückließen. Das
gilt für die Arbeitsmarktkrise der
späten 1990er-Jahre ebenso wie für
die Finanzmarktkrise 2008/09oder
die Migrationskrise 2015/16.
Wie weit dieses paradoxe Suchen

und Finden im coronalen Zusam-
menhang gehen kann, zeigt Yana
Milev mit ihrer These eines „rechts-
freien Raumes“ und einer „zentra-
len Regierungsstrategie“ der „Tar-
nung und Täuschung“ in der frühen
Vereinigungspolitik (1990-1994),
die sich jetzt in der Pandemie kri-
senhaft wiederhole. Hier wird aus
dem Versuch einer gegendiskursi-
ven Kritik des von oben und außen,
das heißt von westdeutschen Eliten
administrierten Vereinigungspro-
zesses in einem platten und begrün-
dungsfreien Analogieschluss eine
verschwörungstheoretische Be-
hauptung. Wer aber die intensiven
Regierungs- wie politisch-öffentli-
chen Debatten zum Umgang mit
der Corona-Epidemie derart um-
deutet und anprangert, muss sich
im Sog des ostdeutschen Missach-
tungs- und Umbruchbewusstseins
mächtig verirrt haben.
Ciceros Sentenz „historia magist-

ra vitae est“ (Geschichte ist Lehr-
meisterin des Lebens) gilt eben im
Vollsinne – wie immer schon – nur
unter der Voraussetzung einer kriti-
schen Selbstreflexion im eigenen
Erkenntnisprozess.

noch verfügen auch imWesten brei-
te Bevölkerungsschichten über
substanzielle Krisen- und Wand-
lungserfahrungen, zumal die alte

Bundesrepublik eine offenere, plu-
ralere und insgesamt mobilere Ge-
sellschaft war, die ihren Individuen
einiges an Selbstverantwortung so-

Raj Kollmorgen bei einer Diskussionsrunde in Erfurt 2018. FOTO: KAI MUDRA
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